
 

  

4 J 452/97

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hamburg
Sozialgericht Landessozialgericht Hamburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen 4 J 452/97
Datum 18.07.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RJ 111/02
Datum 03.08.2004

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 18.
Juli 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.

2. Der Antrag des KlÃ¤gers, ihm Prozesskostenhilfe zu gewÃ¤hren und einen
Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt.

3. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

4. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die zugunsten des Kreises P. in der Zeit vom 1.
Dezember 1996 bis 30. September 1999 erfolgte Abzweigung eines Teils der
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente des KlÃ¤gers.

                               1 / 4



 

Der am X.XXXXXXX 1950 geborene KlÃ¤ger tunesischer StaatsangehÃ¶rigkeit lebt
seit 1969 in der Bundesrepublik Deutschland. Im streitigen Zeitraum war er ohne
festen Wohnsitz. Er hat aus erster Ehe ein 1977 geborenes Kind und aus zweiter
Ehe vier Kinder (M., geb: X.X.82, F., geb: X.XX.82, R., geb: XX.X.85 und H., geb:
X.X.91).

Der beigeladene Kreis P. gewÃ¤hrte fÃ¼r die Kinder aus der zweiten Ehe Leistungen
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz. Mit Schreiben vom 19. April 1996 beantragte
er die Abzweigung von Unterhaltszahlungen von der Rente des KlÃ¤gers. Zu dieser
Zeit gewÃ¤hrte die Unterhaltsvorschusskasse fÃ¼r die Kinder R. und H. monatlich
573 DM. Die Unterhaltsleistung fÃ¼r R. wurde mit Ablauf des 25. Juni 1997
eingestellt, ab diesem Zeitpunkt aber noch fÃ¼r H. 314 DM weitergezahlt
(Schreiben vom 15. April 1998). Ab 1. Januar 1999 betrug die Zahlung fÃ¼r H. 299
DM und wurde mit dem 30. September 1999 beendet (Schreiben vom 22. Januar
1999).

Die Beklagte, die dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 24. September 1996 eine
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente ab 15. Mai 1996 im Anschluss an eine
RehabilitationsmaÃ�nahme gewÃ¤hrte, behielt nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers von
der Rentennachzahlung 211,47 DM fÃ¼r den Kreis P. ein und berechnete die Rente
ab 1. Dezember 1996 mit Bescheid von 21. Oktober 1996 neu. Dabei behielt sie von
dem monatlichen Rentenzahlbetrag von 1561,85 DM jeweils den Betrag von 261,85
DM zugunsten des Kreises P. ein und zahlte dem KlÃ¤ger 1300 DM aus. Gegen
diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger Widerspruch, welcher mit Widerspruchsbescheid
vom 12. MÃ¤rz 1997 zurÃ¼ckgewiesen wurde.

In der Folgezeit ergingen weitere RentenÃ¤nderungsbescheide (Bescheide vom
22.10.96, 6.3.97, 3.6.97, 19.6.97, 15.5.98, 15.6.98, 5.8.98, 28.1.99 und 31.5.99). Im
Ergebnis wurden mit diesen Bescheiden zugunsten des Kreises P. ab 1. Dezember
1996 261,85 DM, ab 1. Juli 1996 287,62 DM, ab 1. Juli 1998 294,65 DM und vom 1.
Juli 1999 bis 30. September 1999 299 DM monatlich abgezweigt. Der dem KlÃ¤ger
ausgezahlte Rentenbetrag betrug ab 1. Dezember 1996 1406,88 DM, ab 1. Januar
1997 1410 DM, ab 1. Juli 1997 1410,22 DM, ab 1. Juli 1998 1402,84 DM, ab 1. Januar
1999 1404,70 DM und vom 1. Juli 1999 bis 30. September 1999 1421,94 DM.

Die WidersprÃ¼che gegen die Bescheide vom 3. Juni 1997 und 15. Mai 1998 wies
die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 25. Juni 1998 zurÃ¼ck.

Mit Bescheid vom 28. Juni 2000 lehnte sie die Ã�nderung ihrer Bescheide im
Rahmen eines Antrages auf Ã�berprÃ¼fung sÃ¤mtlicher erfolgter Abzweigungen
ab.

Hinsichtlich des Vortrags des KlÃ¤gers bis zum Abschluss des erstinstanzlichen
Verfahrens wird auf den Tatbestand des Urteils des Sozialgerichts Hamburg vom 18.
Juli 2002 verwiesen. Die Klage gegen die Widerspruchsbescheide der Beklagten hat
das Sozialgericht mit Urteil vom 18. Juli 2002 abgewiesen, nachdem es die
Verfahren 4 J 452/97 (ursprÃ¼nglich eine gegen den Kreis P. gerichtete, vor dem
Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht erhobene und von diesem an das
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Sozialgericht verwiesene Klage gegen die Abzweigung) und S 4 RJ 14/02 unter dem
erstgenannten Aktenzeichen miteinander verbunden hatte.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und angekÃ¼ndigt,
diese nach Beiordnung eines Rechtsanwaltes zu begrÃ¼nden. Mit Beschluss vom
26. August 2003 hat der Senat den Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe
und Beiordnung eines Rechtsanwaltes abgelehnt. Im Rahmen der AnhÃ¶rung zur
geplanten ZurÃ¼ckweisung der Berufung durch Beschluss hat der KlÃ¤ger einen
erneuten Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe gestellt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg von 18.
Juli 2002 aufzuheben und die Beklagte unter Ã�nderung der Bescheide vom 21.
Oktober 1996, 22. Oktober 1996, 6. MÃ¤rz 1997, 3. Juni 1997, 19. Juni 1997, 15. Mai
1998, 5. August 1998, 28. Januar 1999 und 31. Mai 1999 in der Fassung der
Widerspruchsbescheide vom 12. MÃ¤rz 1997 und 25. Juni 1998 sowie unter
Aufhebung des Bescheides vom 28. Juni 2000 zu verurteilen, ihm die
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente in der Zeit vom 1. Dezember 1996 bis 30. September
1999 ohne eine Abzweigung an den Kreis P. auszuzahlen.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Sachverhalts im Einzelnen wird auf die Prozessakten 4 J 452/97 und S 4
RJ 714/02 sowie die Verwaltungsakten der Beklagten und des Kreises P. verwiesen.
Sie sind Gegenstand der Beratung und Entscheidung des Senats gewesen.

II.

Das Gericht kann gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) die Berufung
durch Beschluss zurÃ¼ckweisen, da es sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. Die Beteiligten sind vorher
gehÃ¶rt worden.

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige
Berufung des KlÃ¤gers (vgl. Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist nicht begrÃ¼ndet. Zu
Recht hat die Beklagte mit den angegriffenen Bescheiden Abzweigungen zugunsten
des Kreises P. vorgenommen.

GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) kÃ¶nnen
laufende Geldleistungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts zu dienen
bestimmt sind, in angemessener HÃ¶he an den Ehegatten oder die Kinder des
Leistungsberechtigten ausgezahlt werden, wenn er ihnen gegenÃ¼ber seiner
gesetzlichen Unterhaltspflicht nicht nachkommt. Die Auszahlung kann gemÃ¤Ã�
Satz 4 der genannten Vorschrift auch an die Person oder Stelle erfolgen, die dem
Ehegatten oder den Kindern Unterhalt gewÃ¤hrt.

GegenÃ¼ber seinen im streitigen Zeitraum noch minderjÃ¤hrigen Kindern R. (geb:
XX.X.85) und H. (geb: X.X.91) kam der KlÃ¤ger seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht
nicht nach. Der Kreis P. erbrachte Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz.
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Die Abzweigung wurde von der Beklagten in angemessener HÃ¶he vorgenommen,
denn die durch den Kreis Ã¼bernommenen Unterhaltszahlungen, die das
umfassten, was der KlÃ¤ger an Unterhalt zu zahlen verpflichtet gewesen wÃ¤re,
waren regelmÃ¤Ã�ig hÃ¶her als die mittels Abzweigung einbehaltenen BetrÃ¤ge,
und dem KlÃ¤ger verblieb ein angemessener Selbstbehalt, mit dem der seinen
eigenen Lebensunterhalt sichern konnte. Zwar wurde dem KlÃ¤ger vom Bezirksamt
Hamburg-Nord unter dem 29. September 1998 ein monatlicher Sozialhilfebedarf
von 1587,59 DM bescheinigt, aber hierbei waren die BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung vollstÃ¤ndig einbezogen, zu denen der KlÃ¤ger seinerzeit mit
seiner Rente einen Zuschuss in HÃ¶he von insgesamt 112,14 DM erhielt.
AuÃ�erdem waren die Kosten fÃ¼r eine Wohnung in HÃ¶he von 688,40 DM
einbezogen worden. Als Wohnungsloser hatte der KlÃ¤ger aber solche Kosten nicht.
Er behauptet zwar, fÃ¼r die Benutzung von Wohnraum 850 DM monatlich
ausgegeben zu haben, kann aber diese Behauptung weder spezifizieren noch
irgendwie belegen. Damit wÃ¤re der seinerzeit bescheinigte Mindestbedarf fÃ¼r die
Lebenshaltung auf 787,05 DM zu korrigieren. Die von der Beklagten an den KlÃ¤ger
ausgezahlten BetrÃ¤ge von Ã¼ber 1400 DM lagen im gesamten streitigen Zeitraum
weit Ã¼ber diesem Mindestbedarf. Es kann deswegen unentschieden bleiben, ob
eine beabsichtigte RÃ¼ckzahlung diverser Schulden sowie eine finanzielle
UnterstÃ¼tzung des volljÃ¤hrigen Kindes aus erster Ehe in HÃ¶he von 200 DM
monatlich bzw. Zahlungen an die Schwester des KlÃ¤gers einer
Unterhaltsverpflichtung gegenÃ¼ber den minderjÃ¤hrigen Kindern vorgehen
kÃ¶nnen. Mit dem Ã¼ber dem Eigenbedarf liegenden Betrag von mehr als 600 DM
monatlich hÃ¤tte der KlÃ¤ger nÃ¤mlich trotz der vorgenommenen Abzweigungen
die von ihm behaupteten Verpflichtungen erfÃ¼llen kÃ¶nnen.

Der erneut gestellte Prozesskostenhilfeantrag ist wegen fehlender Erfolgsaussicht in
der Hauptsache abzulehnen. Dies ergibt sich aus den obigen Darlegungen. Zur
ergÃ¤nzenden BegrÃ¼ndung verweist der Senat im Ã�brigen auf die
AusfÃ¼hrungen im Beschluss vom 26. August 2003.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits in der Hauptsache.

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 16.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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